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4.2 Das Legitimationsgeschehen 

4.2.1 Das Rentenreformgesetz 1999  

Kritik aus der Öffentlichkeit 

Die erste öffentliche Präsentation des Entwurfes für das Rentenreformge-
setz 1999 erfolgte Ende Januar 1997 durch eine von der damaligen Regie-
rungskoalition aus CDU/CSU und FDP eingesetzte Expertenkommission. 
Im Anschluss an diese Präsentation begann ein parteiinterner Beratungs-
prozess der christlichen Parteien, an den sich koalitionsinterne Gespräche 
mit der FDP anschlossen, die bis einschließlich April 1998 andauerten. 
Bereits während der partei- und koalitionsinternen Beratungen wurden 
zudem Verhandlungen mit der oppositionellen SPD aufgenommen, die je-
doch Anfang Mai ein vorläufiges Ende fanden, als eine von der SPD einge-
setzte Rentenreformkommission ihren eigenen Rentenreformentwurf vor-
stellte, der sich in zentralen Punkten von dem Regierungsentwurf unter-
schied. Damit rückte eine Einigung zwischen den großen Parteien in weite 
Ferne, was zur Folge hatte, dass erstmals seit 1957 eine Rentenreform auf 
den Weg gebracht wurde, für die kein parteiübergreifender Konsens zwi-
schen den beiden großen Volksparteien bestand. Die erste Lesung des Ge-
setzentwurfs im Bundestag fand am 27. Juni 1997 statt. Um die Reform zü-
gig verabschieden zu können, wurden die parlamentarischen Anhörungen 
noch im Juli während der alljährlichen Sommerpause durchgeführt. Da 
sich zwischen CDU/CSU und SPD nach wie vor keine Einigung abzeich-
nete, beschloss die Regierungskoalition im September die Spaltung des Ge-
setzesvorhabens in einen zustimmungspflichtigen Teil (die Finanzreform) 
und einen nicht zustimmungspflichtigen Teil (die Strukturreform). Auf die-
se Weise wurde es für die Regierung möglich, einen zentralen Bestandteil 
der Reform ohne Zustimmung des Bundesrates zu verabschieden. Die 
Strukturmaßnahmen sahen die Absenkung des Mindestrentenniveaus von 
70 Prozent auf 64 Prozent des durchschnittlichen Nettolohnes sowie die 
Einführung des demographischen Faktors vor. Die Finanzreform beinhal-
tete die Absenkung der Beitragssätze durch eine Anhebung der Mehrwert-
steuer um einen Prozentpunkt. Diese Spaltung des Gesetzesvorhabens 
kam auch der SPD-Führung entgegen, die die Strukturmaßnahmen der Re-
form nicht mittragen wollte, der Verabschiedung des Finanzierungsteiles 
der Reform jedoch offener gegenüber stand. Die Strukturreform wurde in 
zweiter und dritter Lesung am 10. Oktober 1997 mit den Stimmen der Re-
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gierungsmehrheit gegen die Stimmen der Opposition angenommen. Das 
am gleichen Tag in erster Lesung eingebrachte Finanzierungsgesetz wurde 
in zweiter und dritter Lesung am 30. Oktober ebenfalls mit den Stimmen 
der Regierungsmehrheit verabschiedet. Nach der Ablehnung des Finanzie-
rungsgesetzes durch den Bundesrat, in dem die Regierungsparteien keine 
Mehrheit besaßen, wurde ein Vermittlungsverfahren zwischen Bundesrat 
und Bundestag einberufen. Unter der Bedingung, dass die Strukturreform 
und die Senkung der Beitragssätze nicht in inhaltlichen Zusammenhang ge-
stellt wurden, hat die oppositionelle SPD der Finanzreform schließlich zu-
gestimmt, wodurch ihre Verabschiedung möglich wurde. Der Vorschlag 
des Vermittlungsausschusses wurde am 11. Dezember vom Bundestag und 
am 19. Dezember 1997 vom Bundesrat angenommen.  

Abb. 7: Struktur des Legitimationsverlaufes (RRG 1999) 
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Quelle: Eigene Darstellung 

In Abbildung 7 ist dargestellt, wie sich die Anzahl der Äußerungen zur 
Rentenreform (der Legitimationsaufwand) in den untersuchten Zeitungs-
artikeln entwickelt hat. Es zeigt sich, dass die Entwicklung zu Beginn auf 
hohem Niveau einsetzte, nach dem zweiten Monat stark abfiel und ab Mo-
nat 5 wellenförmig verlief.87 Die größte Zahl an Äußerungen ergab sich 
während der Präsentation des Vorhabens (Monate 1 und 2), vor der ab-

—————— 
87 Die Monatsangaben beziehen sich auf die Positionierung im Untersuchungszeitraum. 
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schließenden Lesung im Bundestag (Monat 9) und im Zeitraum des Ver-
mittlungsverfahrens (Monat 11). Demgegenüber wurde die Reform wäh-
rend der parlamentarischen Sommerpause nach den Anhörungen (Monat 
8) sowie in den Monaten des Beschlusses der beiden Reformelemente (Mo-
nate 10 und 12) am wenigsten häufig thematisiert. Wenn wir das Verhältnis 
legitimierender und delegitimierender Äußerungen betrachten, wird deut-
lich, dass der Legitimationsverlauf mehrheitlich (zu ca. 60 Prozent) kritisch 
geprägt war.88 Zwar nahm der anfänglich niedrige Anteil legitimierender 
Äußerungen im Untersuchungsverlauf zu; dennoch überwogen die unter-
stützenden Aussagen nur in drei Monaten (Monate 8, 10 und 12), während 
sich in allen übrigen Monaten ein klares Übergewicht delegitimierender 
Aussagen zeigte. Auffallend ist, dass der Anteil positiver Äußerungen in 
solchen Monaten besonders hoch ausfiel, in denen insgesamt am wenig-
sten über die Rentenreform geschrieben wurde (zum Beispiel während der 
parlamentarischen Sommerpause). Daraus lässt sich schließen, dass dieser 
hohe Anteil positiver Aussagen nicht auf das aktive Werben um Legitima-
tion, sondern vielmehr auf das Ausbleiben von Kritik seitens der Reform-
gegner zurückzuführen ist. Denn umgekehrt waren die Monate mit hohem 
Legitimationsaufwand durch ein klares Übergewicht kritischer Äußerungen 
geprägt. Insgesamt war also der Legitimationsverlauf zur Rentenreform 
1999 an den entscheidenden Zeitpunkten des Gesetzgebungsprozesses von 
einem verstärkten Bemühen um Delegitimierung des Vorhabens geprägt.  

Betrachten wir nun, in welchem Umfang sich die Akteursgruppen über 
die Reform geäußert haben (Abbildung 8), so zeigt sich, dass mehr als die 
Hälfte aller Aussagen von Mitgliedern der Regierungsparteien stammte. 
Zugleich war dies die einzige Gruppe, die sich häufiger positiv als negativ 
zu dem Vorhaben äußerte – obwohl der Anteil kritischer Aussagen in die-
ser Gruppe überraschend hoch ausfiel. Die zweithöchste Zahl an Äußerun-
gen kam von Mitgliedern der Oppositionsparteien (21 Prozent), gefolgt 
von Vertretern der Meinungsgruppe (12 Prozent), Interessenvertretern (11 
Prozent) sowie Vertretern der staatlichen Institutionen (2 Prozent). Mit 
Ausnahme der Regierungsparteien äußerten sich alle Akteursgruppen über-
wiegend kritisch, wobei sich der Anteil der Kritik zwischen 70 (Interessen-
vertreter) und 85 Prozent (Staatliche Institutionen) der Codes bewegte. 

—————— 
88 Inwiefern dieser Überhang an kritischen Äußerungen auf einen negative Bias in der Nach-

richtenberichterstattung zurückzuführen ist, kann an dieser Stelle nicht geklärt werden. 
Da im Kontext der untersuchten Fragestellung aber das durch die Medien vermittelte 
Geschehen im Vordergrund steht, ist dieser Umstand unproblematisch. 
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Abb. 8: Legitimationsstruktur nach Akteursgruppen (RRG 1999) 
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Quelle: Eigene Darstellung 

Analog zu dieser Abstufung im Legitimationsaufwand der fünf Akteurs-
gruppen ist auch die nachfolgende Darstellung der Akteurspositionen 
strukturiert, die sich zunächst mit den Mitgliedern der Regierungsparteien be-
fasst. Abbildung 9 zeigt, wie sich der Legitimationsaufwand und das Ver-
hältnis der Legitimationsmodi in den Äußerungen der beiden Regierungs-
parteien CDU/CSU und FDP während des Untersuchungszeitraums ent-
wickelt haben. Die größte Zahl an Äußerungen der Regierungsparteien fiel 
auf die beiden ersten Monate sowie auf die Zeitpunkte, die der zweiten und 
dritten Lesung im Bundestag sowie dem Abschluss des Vermittlungsver-
fahrens vorausgingen (Monate 9 und 11). Der Legitimationsaufwand der 
Regierungsparteien ging vor allem auf die Unionsparteien als dem großen 
Koalitionspartner zurück.89 Vertreter des kleineren Partners FDP äußerten 
sich in erster Linie während der Präsentation des Vorhabens im Januar so-
wie im April, in dessen Verlauf die Ausgestaltung der geplanten Reform 
zwischen den beiden Koalitionsparteien verhandelt wurde. Die Abbildung 
zeigt darüber hinaus den überwiegend positiv-unterstützenden Charakter 
der Äußerungen. Dennoch, und dies ist ein überraschender Befund, lag der 
Anteil der Delegitimierung in dieser Gruppe bei über 40 Prozent. Eine be-
sonders hohe Zahl kritischer Äußerungen (>50 Prozent) ergab sich wäh-
—————— 
89 Von insgesamt 155 Aussagen stammten 114 von Mitgliedern der CDU/CSU.  
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